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4. Dezember 2007

Aufrufe zum Handeln in Bali

Bemühungen zur Konkretisierung der zweiten Phase des Kyoto-Protokolls
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Eröffnung der Klimakonferenz auf Bali. (Bild: Reuters) 

Am Montag ist in Bali die 13. Vertragsparteienkonferenz der Klimakonvention mit zahllosen Aufrufen zu raschem Handeln eröffnet worden. Ein wichtiges Ziel ist die Einigung auf eine «Road Map» für Verhandlungen, um 2009 ein neues Klimaprotokoll vorlegen zu können. 
bt. Zum Schluss eines klimapolitisch bewegten Jahres haben am Montag in Nusa Dua auf der indonesischen Insel Bali Hunderte von Delegierten der Eröffnung der 13. Vertragsparteienkonferenz der Klimakonvention beigewohnt. Sie ist das letzte Grossereignis von 2007 im Rahmen der Bemühungen, die prognostizierte und zum Teil bereits beobachtete Erderwärmung zu mildern. Das deklarierte Ziel der COP-13, wie die Konferenz im Fachjargon bezeichnet wird, ist es, Leitlinien für Verhandlungen zu verabschieden. Diese «Road Map» soll ermöglichen, bis im Jahr 2009 ein Nachfolgeabkommen zur ersten Phase des Klimaprotokolls von Kyoto vorzulegen. Die in dem 1997 verabschiedeten Kyoto-Protokoll enthaltenen Ziele zur Reduktion der Treibhausgasemissionen gelten nur für eine erste Bemessungsperiode, welche die Jahre 2008 bis 2012 umfasst. Einzig wenn ein solches Nachfolgeabkommen in zwei Jahren vorliegt, besteht nach allgemeiner Auffassung reell die Möglichkeit, dieses auf Ende 2012 auch in Kraft zu setzen und damit einen nahtlosen Übergang zu gewährleisten. 
Hohe Erwartungen
Zu Beginn des 14-tägigen Treffens, zu dem Mitte nächster Woche auch die Umweltminister der beteiligten 192 Länder erwartet werden, riefen zahlreiche Redner dazu auf, rasch und konsequent Schritte zur weiteren Reduktion der Treibhausgasemission zu beschliessen. Die in die Konferenz gesetzten Hoffnungen dürften gross sein, auch wenn in Bali noch nicht die Verabschiedung eines globalen Abkommens mit konkreten Reduktionszielen zur Debatte steht wie 1997 in Kyoto. Nicht nur die Veröffentlichung des neuen, dreiteiligen Zustandsberichts des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) hat dem Thema zu grosser Publizität verholfen, sondern auch der G-8-Gipfel in Heiligendamm, der vielerorts als Klimagipfel gesehen wurde, die Klima-Sondersession der Uno-Generalversammlung im September in New York und kurz danach ein Treffen in Washington, zu dem Bush die grossen Treibhausgas-Emittenten eingeladen hatte. 
Zudem ist der Befund des IPCC beunruhigender geworden, sind die Wissenschafter doch zum Schluss gekommen, dass «der grösste Teil der in den letzten 50 Jahren beobachteten Erwärmung seit Mitte des Jahrhunderts sehr wahrscheinlich die Folge der beobachteten Zunahme der vom Menschen verursachten Treibhausgaskonzentrationen» sei. Von «sehr wahrscheinlich» spricht das IPCC bei einer Wahrscheinlichkeit von über 90 Prozent. Beim letzten IPCC-Bericht 2001 war diese Gewissheit noch als deutlich geringer eingestuft worden. Gleichzeitig mache der neue IPCC-Bericht aber auch klar, dass eine rasche und konzertierte internationale Aktion noch einige der katastrophalsten Szenarien verhindern könne, betonte Yvo de Boer, der Exekutivsekretär der Uno-Klimakonvention, vor der Eröffnung der Konferenz. Es brauche nun eine politische Antwort auf das, was die Wissenschafter sagten. 
Politische Knacknüsse
Politisch gibt es allerdings noch einige Knacknüsse. Im Zentrum steht das Problem der wirtschaftlich rasch wachsenden Schwellenländer. Im Klimaprotokoll von Kyoto war die in der Rahmenkonvention formulierte Auflage, dass die Industrie- und die Entwicklungsländer «entsprechend ihren gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten» das Klimasystem schützen sollten, dahingehend interpretiert worden, dass vorerst nur die Industriestaaten Verpflichtungen zur Reduktion ihrer Treibhausgasemissionen zu übernehmen hätten. Die Industrieländer, die so genannten Annex-I-Länder, möchten in einer zweiten Runde nun aber auch jene Entwicklungsländer einbinden, die mit einer boomenden Wirtschaft ihrerseits immer mehr zum Anstieg der atmosphärischen Konzentrationen beitragen. Dass diese im derzeitigen Kyoto-Protokoll keine Reduktionsverpflichtungen haben, gilt auch als einer der Gründe, warum die Amerikaner das Protokoll nie ratifiziert haben. 

Gerade das Abseitsstehen Washingtons, des – zumindest bis vor kurzem noch – grössten Emittent, ist denn auch ein weiterer Schönheitsfehler, den man in einer zweiten Phase gerne vermeiden würde. Washington ist nach dem am Montag erfolgten Beitritt Australiens nun das einzige Annex-I-Land, welches das Kyoto-Protokoll nicht ratifiziert hat. Trotz aller Anerkennung der Dringlichkeit zeigen sich bis jetzt aber weder grosse Entwicklungsländer bereit, ihren nationalen Emissionen eine Grenze zu setzen, noch die USA, dem Kyoto-Regime beizutreten. 
Ad-hoc-Arbeitsgruppe und Dialog
Um Washington dennoch in die internationalen Bemühungen einzubinden, fährt man auf den Konferenzen seit einiger Zeit zweigleisig. So diskutieren im Rahmen einer sogenannten Ad-hoc-Arbeitsgruppe die «Kyoto-Länder» über mögliche neue Reduktionsziele für die Zeit ab 2012. Bis dahin müssen die «Kyoto»-Industrieländer ihre Treibhausgasemissionen insgesamt um mindestens fünf Prozent unter das Niveau von 1990 gesenkt haben. 

Zur Debatte stehen nun weitergehende Reduktionen. Die Ad-hoc-Arbeitsgruppe nahm an ihrer letzten Sitzung Ende August in Wien im Hinblick darauf aber erst einige vorsichtige Formulierungen in ihr Schlussdokument auf. Sie nehme zur Kenntnis, heisst es da, dass laut dem IPCC global die Emissionen in den nächsten 10 bis 15 Jahren ihren Höhepunkt erreichen und danach bis Mitte des 21. Jahrhunderts auf sehr niedrige Niveaus gesenkt werden müssten. Um die Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphäre auf dem tiefsten vom IPCC untersuchten Niveau zu stabilisieren, dürften die globalen Emissionen nicht einmal mehr die Hälfte des Wertes betragen, den sie im Jahr 2000 erreicht hatten. Auch notiere die Arbeitsgruppe, dass eine solche Stabilisierung von den Annex-I-Ländern bis 2020 eine Reduktion ihrer Emissionen um 25 bis 40 Prozent unter den Stand von 1990 erfordern würde. Die Mittel dazu dürften vorhanden sein. Wenn die anderen Länder aber gar keine Reduktionsmassnahmen ergriffen, müssten die Annex-I-Länder noch strengere Auflagen erfüllen. 
Neben der Ad-hoc-Arbeitsgruppe finden in dem vor zwei Jahren in Montreal geschaffenen «Dialog» Gespräche auf der Ebene der Rahmenkonvention statt, bei denen auch die USA dabei sind. Zwar wird hier explizit nicht verhandelt, es werden vielmehr Ideen ausgetauscht. Dennoch sehen manche Beobachter der Konferenz hier in jüngster Zeit Ansatzpunkte, wie sich die Kluft zwischen den Verpflichtungen von Industrie- und Entwicklungsländern überbrücken lassen könnte. 

Aber auch im Rahmen der «Kyoto-Länder» wird von Industriestaaten nach Möglichkeiten gesucht, diese Kluft zu überwinden. Sie setzen dabei auf den Artikel 9 des Protokolls, der eine periodische Beurteilung des Vertrags anhand der besten wissenschaftlichen Informationen verlangt. Ob eine solche Begutachtung wirklich zu einer aktiveren Beteiligung von Drittweltländern führen wird, ist allerdings noch völlig unklar. Schlüsselbegriffe für das Klimaregime nach 2012, so sind sich die Umweltminister am letzten informellen Treffen vor Bali offenbar aber einig gewesen, sind Milderung, Anpassung, Technologie sowie Investitionen und Finanzierung. 
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